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Richter-Eid
Wann muss ein Richter seinen Eid ablegen?

Ein Richter in Deutschland muss vor der Übernahme seines Amtes einen Eid leisten, dies ergibt sich aus § 38 des Deutschen Richtergesetzes (DRiG). Der genaue Zeitpunkt für die Vereidigung ist nicht festgelegt, muss aber vor der tatsächlichen Amtsausübung erfolgen. Die Vereidigung erfolgt in der Regel im Rahmen einer Amtseinführung oder bei der ersten Dienstaufnahme. Der Eid kann entweder mit religiöser Beteuerung ("So wahr mir Gott helfe") oder ohne sie gesprochen werden.

Vor wem muss ein Richter seinen Amtseid ablegen?

Ein Richter in Deutschland muss seinen Amtseid vor einem dafür bestimmten Amtsträger ablegen. Wer genau für die Abnahme des Eides zuständig ist, kann je nach Bundesland und Art des Gerichts variieren. In vielen Fällen geschieht dies vor dem Präsidenten des jeweiligen Gerichts oder einem anderen dazu bevollmächtigten Richter. In manchen Bundesländern kann die Eidesleistung auch vor dem Justizminister oder einem anderen Vertreter der Landesregierung erfolgen. Die genauen Bestimmungen hierzu sind in den Richtergesetzen der jeweiligen Bundesländer oder in den Geschäftsordnungen der Gerichte geregelt.

Unterschriften
Müssen Richter ihre Urteile unterschreiben? 

Ja, Urteile müssen von Richtern unterschrieben werden. Gemäß § 315 der Zivilprozessordnung (ZPO) muss ein Urteil die Unterschriften der Richter tragen, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben. Ebenso ist es in der Strafprozessordnung (StPO) nach § 275 sowie im Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nach § 117 geregelt. Die Unterschrift gewährleistet die Echtheit des Urteils und stellt sicher, dass die Richter die Verantwortung für den Inhalt des Urteils übernehmen.

Müssen Richter ihre Urteile mit vollem Namen unterschreiben?

Nach deutschem Recht müssen Richter ihre Urteile unterschreiben, es ist jedoch nicht vorgeschrieben, dass sie ihren vollen Namen ausschreiben müssen. Im Regelfall begnügen sich Richter damit, das Urteil mit ihrem Familiennamen und einem Zusatz (zum Beispiel einem Richterkürzel oder ihrem Vornamenkürzel) zu unterschreiben. Dies gilt als ausreichend, um die Identität des Richters festzustellen und die Verantwortung für das Urteil zu dokumentieren. Eine paragrafenweise Vorschrift hierfür gibt es nicht, aber diese Praxis ist in der deutschen Rechtsprechung etabliert und anerkannt.

Wenn ein Urteil von Richtern nicht unterschrieben ist, ist es dann rechtskräftig?

Ein Urteil, das nicht von den entscheidenden Richtern unterschrieben ist, ist in Deutschland grundsätzlich nicht rechtskräftig. Die Unterschrift der Richter ist ein wesentliches Formerfordernis für die Gültigkeit eines Urteils. Ohne diese Unterschrift ist das Urteil formell nicht abgeschlossen und daher nicht wirksam. Betroffene Parteien können gegen ein solches Urteil erfolgreich vorgehen, indem sie die fehlende Unterschrift beanstanden. In der Regel wird dann das Urteil nachträglich ordnungsgemäß unterschrieben oder es muss erneut gefällt werden.

Nach welcher Zeit muss ein Richter sein Urteil unterschrieben haben?

Die Frist für die Unterschrift eines Urteils durch einen Richter ist im deutschen Recht nicht explizit festgelegt. Allerdings muss das Urteil gemäß § 315 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) in der Regel ohne schuldhaftes Zögern, also "unverzüglich", ausgefertigt und den Parteien zugestellt werden. Ist das Urteil nach einer mündlichen Verhandlung verkündet worden, sind gemäß § 310 Absatz 1 Zivilprozessordnung (ZPO) Gründe spätestens drei Wochen nach der Verkündung nachzureichen, sofern nicht eine andere Frist gesetzt wurde. Für die Unterschrift des Richters gilt grundsätzlich, dass sie zum Zeitpunkt der Abfassung dieser Gründe erfolgen sollte. Die Rechtzeitigkeit der Unterschrift kann insbesondere in Berufungs- oder Revisionssachen relevant sein, wo es um die Einhaltung von Fristen für Rechtsmittel geht. Bleibt das ordnungsgemäß unterschriebene Urteil aus, kann dies unter Umständen zu einem Verstoß gegen das Recht auf ein faires Verfahren führen.

Darf ein Urteil vollstreckt werden, das nicht unterschrieben ist? 

Ein nicht unterschriebenes Urteil gilt als formell nicht vollständig und sollte demnach nicht vollstreckt werden. Ohne die Unterschriften der entscheidenden Richter fehlt eine wesentliche Voraussetzung für die Rechtskraft und Vollstreckbarkeit des Urteils. Sollte eine Vollstreckung auf Basis eines solchen Urteils dennoch betrieben werden, kann der Vollstreckungsschuldner Vollstreckungsschutz beantragen oder gegen die Vollstreckung vorgehen, indem er die fehlende Unterschrift gerichtlich rügt. 
Im Falle eines formfehlerhaften Urteils müsste das Gericht von Amts wegen oder auf Hinweis der Parteien den Fehler korrigieren. Erst nach Ausbesserung des Fehlers und Vorliegen eines ordnungsgemäß unterschriebenen Urteils darf die Vollstreckung stattfinden.

Ist eine fehlende richterliche Unterschrift ein Wiederaufnahmegrund?

Eine fehlende richterliche Unterschrift unter einem Urteil kann ein formeller Mangel sein, der unter Umständen einen Wiederaufnahmegrund im Sinne der §§ 578 ff. der Zivilprozessordnung (ZPO) oder entsprechenden Normen in anderen Gerichtsbarkeiten darstellen kann. Gemäß § 579 Abs. 1 Nr. 4 ZPO liegt ein absoluter Revisionsgrund vor, wenn das Urteil nicht mit Gründen versehen ist. 

Die Unterschrift unter einem Urteil dient der Sicherstellung, dass die Entscheidung tatsächlich von den benannten Richtern getroffen wurde. 

Ist ein Urteil nicht unterschrieben, könnte dies die Rechtskraft beeinträchtigen und ein Revisions- oder Wiederaufnahmegrund sein. Ob ein solcher Mangel tatsächlich zur erfolgreichen Wiederaufnahme eines Verfahrens führt, hängt jedoch von den konkreten Umständen und der Rechtsprechung ab. Es empfiehlt sich, in einem solchen Fall individuellen Rechtsrat einzuholen.
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